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Geſetz-Sammlung 
i fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 1. — 


— 


(Nr, 3341.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. November 1850. „betreffend die Einfuͤhrung der 
Wegegeld-Erhebung auf den ausgebauten Provinzialſtraßen des Herzog⸗ 
thums Weſtphalen nach dem für die Staatsſtraßen geltenden Chauffee- 
geld⸗Tarife. l 


Auf Ihren Bericht vom 28. Oktober d. J. will Ich die Einfuͤhrung der 
We egeld⸗-Erhebung auf den ausgebauten Provinzialſtraßen des Herzogthums 
Weſtphalen, auf welchen dieſelbe nicht ſchon eingefuͤhrt iſt, genehmigen und ge⸗ 
ſtatten, daß hierbei der für die Staats⸗Chauſſeen geltende jedesmalige Chauſ⸗ 
ſeegeld⸗Tarif, nebſt den dazu gehörigen zuſaͤtzlichen Beſtimmungen, Befreiungen 
und polizeilichen Strafbeſtimmungen, in Anwendung gebracht werde. Bei der 
Einrichtung und Verwaltung der Hebungen find diejenigen Vorſchriften, welche 
fuͤr die Verwaltung der Medi db Einnahme von den Staatsſtraßen beſtehen, 
zu befolgen; namentlich iſt die Abgabe nur für Strecken anzuordnen, welche 
entweder fuͤr ſich oder im Zuſammenhange mit andern, bereits chauſſirten 
Straßen wenigſtens Eine Meile lang ausgebaut find. Der Ober-Präfident der 
Provinz Weſtphalen iſt ermächtigt, für jede Provinzialſtraße den Zeitpunkt, von 
welchem ab die Hebung eintreten ſoll, zu beſtimmen und durch das Amtsblatt 
der Regierung zu Arnsberg zu veröffentlichen. Der gegenwärtige Erlaß ist 
durch die Geſetz⸗Sammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Potsdam, den 16. November 1850. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 4851. (Nr. 33433420 1 (Nr. 3342.) 
Ausgegeben zu Berlin den 25. Januar 1851. 


| 32 und von Seiten der Gläubiger un 


ne 


(Nr. 3342.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Eupener Stadt: 
Obligationen zum Betrage von 25,000 Thaler. Vom 19. Dezem⸗ 
ber 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 


Nachdem der Gemeinderath der Stadt Eupen darauf angetragen hat, 
Kr Beſtreitung verfchiedener unvermeidlicher Ausgaben ein Anlehen von 25,000 
halern aufnehmen und zu dieſem Zwecke auf den Inhaber lautende Stadt⸗ 
Obligationen ausgeben zu duͤrfen, wollen Wir in Gemaͤßheit des F. 2. des Ge— 
ſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zah⸗ 
lungs verpflichtung an due Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium 
ur Ausſtellung von 25,000 Thalern, geſchrieben fuͤnf und zwanzig taufend 
halern Eupener Stadt-Obligationen, welche, jedes Stuͤck zu 20 Thalern, nach 
dem anliegenden Schema 1 mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen 
uͤndbar, vorbehaltlich einer fruͤheren Ein— 
loͤſung, nach dem feſtgeſetzten Tilgungsplane in den Jahren 1851. bis einſchließ⸗ 
lich 1898. durch jährliche Auslooſung zu amortiſiren find, Unſere landesherr⸗ 
liche Genehmigung mit Vorbehalt der Rechte Dritter ertheilen, ohne jedoch da⸗ 
durch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Ge— 
waͤhrleiſtung Seitens des Staates zu bewilligen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 4 
Gegeben Charlottenburg, den 19. Dezember 1850. 


3 Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 


Schema. 


5 Ei der g ee Schema. ig der an 
ligati d die Zins⸗ des Kapitals muͤſſer 
Coupon Bis yum Bm Me ie die Litt. u außer he Oel 
ER inclusive ausge⸗ 1 ; - auch alle Coupons für 
fertige und bierbeigefügt. Eupener Sad Obligation die uch ni ac 

über nen Zinſen ausgehaͤn⸗ 


20 Thaler Preuss. Courant. digt werden. 


Dier mitunterzeichnete Buͤrgermeiſter und die mitunterzeichneten beiden 
hierzu kommittirten Mitglieder des Gemeinderathes der Stadt Eupen urkunden 
und bekennen hiermit, daß der Inhaber dieſer in Gemäßheit des landesherr⸗ 
lichen Privilegiums vorm 185. ausgefertigten Schuldverſchrei⸗ 

ung die Summe von Zwanzig Thalern, deren Empfang hierdurch von dem 
mitunterzeichneten Gemeinde-Empfaͤnger beſcheinigt wird, an die Gemeinde 
Eupen & fordern hat. 

Die auf fuͤnf Prozent feſtgeſetzten Zinſen werden am zweiten Januar 
eines jeden Jahres von der Stadtkaffe hierſelbſt gegen Ruͤckgabe der ausgefer— 
tigten Zinscoupons gezahlt. 0 N 
Dias Kapital wird dem feſtgeſtellten Tilgungsplane gemäß aus dem 
jährlichen Amortiſationsfonds mittelſt Verlooſung in den Jahren 1851. bis 
incl. 1898. oder auch früher zurückgezahlt, weshalb eine Kündigung Seitens 
des Glaͤubigers nicht zulaͤſſig iſt. a 

Fuͤr die Sicherheit des Kapitals und der Zinſen haftet das Geſammt⸗ 
Vermögen der Stadt. 
iejenigen Zinſen, welche nicht in den naͤchſten fuͤnf Jahren, nachdem 
ſie verfallen waren, erhoben worden, ſind der Stadt verfallen und ſollen zu 
milden Zwecken verwendet werden. 
pen, den n. 185. 


Der Burgermeiſter. Die Gemeinde⸗Verordneten. Der Kommunal-Empfaͤnger. 


Erster Coupon zur Schuldverſchreibung 
Mares der Stadt Eupen. 


Inhaber empfängt am 2. Januar 1851. an Zinfen der oben benannte 
Schuldverſchreibung aus der hieſigen Stadtkaſſe Einen Thaler. 
Eupen, den nmĩ r 1850. 


Der Buͤrgermeiſter. Die kommittirten Gemeinde: 
Verordneten. 


e. 88423844) 15 (Nr. 3348.) 
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(Fr. 3343.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Dezember 1850., betreffend die Anwendung der 
dem Chauſſeegeld-Tarif vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmun⸗ 
gen wegen der Polizei-Vergehen auf die Zehdenick-Templiner Chauſſee. 


Nacden Ich der Templin-⸗Zehdenicker Chauſſeebau-Geſellſchaft bereits die 
Berechtigung ertheilt habe, auf der von ihr erbauten Chauſſee von der Ruppi⸗ 
ner Kreisgraͤnze bei Badingen tiber Zehdenick und Templin bis zur Berlin: 
Prenzlauer Chauſſee ein Chauſſeegeld nach dem jedesmaligen Tarif fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen zu erheben, beſtimme Ich, daß auch die dem Chauſſeegeld— 
Tarif vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
Polizei-Vergehen auf die gedachte Chauſſee Anwendung finden ſollen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
RNenntniß zu bringen. 
Berlin, den 23. Dezember 1850. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 3344.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Dezember 1850., betreffend die Bewilligung der 
g Chauſſeegeld-Erhebung und der fiskaliſchen Vorrechte zur Gewinnung der 
Chauſſee-Unterhaltungs-Materialien in Bezug auf die von dem Grafen 

zu Dohna erbaute Chauſſee zwiſchen Kotzenau und Reiſigt. 


Au den Bericht vom 10. Dezember d. J. will Ich dem Grafen zu Dohna 
auf 1 sine fuͤr die von ihm erbaute Chauſſee zwiſchen Kotzenau und Reiſigt 
egen Uebernahme, der Verpflichtung zur Unterhaltung derfelben, unter dem 
orbehalt des Widerrufs, das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes für 
eine Meile nach dem jedesmaligen fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden Tarife 
und die fiskaliſchen Rechte zur Gewinnung der Chauſſee-Unterhaltungs-Mate— 
rialien hiermit verleihen. 
N Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur Öffentlichen Kenntniß 
u bringen. 
Kan Berlin, den 23. Dezember 1850. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


| An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 3344.) 


u a 


(Nr. 3345.) Miniſterial-Erklaͤrung, betreffend den Abſchluß einer neuen Uebereinkunft zwi⸗ 
8 ſchen Preußen und dem Koͤnigreich Sachſen wegen Uebernahme von Aus— 
gewieſenen. Vom 31. Dezember 1850. 


| Ey Koͤniglich Preußiſche und die Königlich Saͤchſiſche Regierung find in 
Beruͤckſichtigung der bei Anwendung der Konvention wegen der Vaganten und 
Ausgewieſenen vom an 1820. und ihrer Erläuterung vom d. November 
1838. mehrfach hervorgetretenen praktiſchen Schwierigkeiten, fo wie in der Ab⸗ 
ſicht, das in Beziehung auf die Uebernahme von Ausgewieſenen und Heimath⸗ 
loſen zwiſchen beiden Staaten beſtehende Verhaͤltniß auf moͤglichſt einfache und 
leicht zu handhabende Grundſaͤtze zuruckzufuhren und dadurch zugleich, jo viel 
an ihnen if den Abſchluß einer allgemeinen deutſchen Heimathkonvention an— 
ubahnen, unter ausdruͤcklicher Aufhebung der gedachten Conventionen vom 
deko 1820. und vom n November 1838., über folgende Punkte uͤberein⸗ 
gekommen: 5 


8. 1. 

Jede der beiden Regierungen verpflichtet ſich, ihre vormaligen Angehoͤ⸗ 
rigen (Unterthanen), auch wenn ſie die Unterthanenſchaft nach der inlaͤndiſchen 
Geſetzgebung bereits verloren haben, auf Antrag des anderen Staates ſo lange 
wieder zu uͤbernehmen, als ſie nicht dieſem anderen Staate nach deſſen eigner 
innerer Geſetzgebung angehoͤrig geworden ſind. 


— 


) Iſt die Perſon, deren fich der eine der kontrahirenden Staaten aus 
irgend einem Grunde durch Ausweiſung entledigen will, zu keiner Zeit einem 
der beiden Staaten als Unterthan angehoͤrig geweſen, jo iſt unter ihnen ber: 
lenige zur Uebernahme verpflichtet, in deſſen Gebiete der Auszuweiſende 
a) nach zuruͤckgelegtem 24ſten Lebensjahre 5 Jahre hindurch einen feſten 
debut, oder 10 Jahre lang ſeinen Aufenthalt zuletzt gehabt hat, 
e | 


oder 
b) zufällig geboren ift. 
Treffen beide alle (a. und b.) in der Art zuſammen, daß der Aus⸗ 
zuweiſende in dem einen der beiden kontrahirenden Staaten feinen Wohnſitz 
oder Aufenthalt (a.) zuletzt gehabt hat, in dem anderen Staate aber geboren 
worden iſt, ſo hat der erſtere Staat den Auszuweiſenden zu uͤbernehmen. 


5 . 

Ehefrauen, desgleichen Kinder, letztere bis zum zurückgelegten 24ſten 
Lebensjahre, find in den Fällen des F. 1. und $. 2., ihre Uebernahme möge 
gleichzeitig mit derjenigen der Ehegatten und Aeltern oder ohne dieſe in Frage 
ommen, nicht nach ihren eigenen Verhaͤltniſſen, ſondern nach denjenigen ihres 
Ehegatten, beziehentlich ihres ehelichen Vaters zu beurtheilen. | 

Das Naͤmliche gilt von Wittwen, ingleichen von gefchiedenen Ehefrauen, 
von beiden jedoch nur bis zu einer in ihrer Perſon eintretenden, die Ueber— 
nahme⸗Verbindlichkeit begruͤndenden Veraͤnderung. 


H. 4. ! 
Uneheliche Kinder find nach demjenigen Unterthans-Verhaͤltniſſe zu bes 
(Nr, 3243.) urthei⸗ 


ee 


urtheilen, in welchem zur Zeit der Geburt derſelben deren Mutter ſtand, auch 
wenn ſich ſpaͤter eine Veraͤnderung in der Staatsangehoͤrigkeit der Letzteren 
zugetragen hat. ’ 

Gehoͤrte die Mutter zur Zeit der Geburt ihres unehelichen Kindes kei— 
nem der kontrahirenden Staaten als Unterthanin an, ſo entſcheiden uͤber die 
Verpflichtung zu feiner Uebernahme die Beſtimmungen des $. 2. — Doch 
findet in dieſem Falle auch auf uneheliche Kinder die Vorſchrift des Abſatzes 2. 
des $. 5. Anwendung. 5 


$. 5. 
Iſt keiner der im H. 2. gedachten Fälle vorhanden, jo muß der Staat, 
in welchem der Heimathloſe ſich aufhaͤlt, denſelben behalten. 
Doch ſollen Kinder unter 16 Jahren von ihren Aeltern auch im Falle 
des $. 2. Litt. b. nicht getrennt we 


Obwohl die gegenwärtige Uebereinkunft zunaͤchſt nur das gegenfeitige 
Verhaͤltniß zwiſchen Preußen und Sachſen hinächtlic der Ausgewieſenen zu 
regeln beſtimmt iſt, ſo ſind doch beide Regierungen, mit Ruͤckſicht auf die be⸗ 
abſichtigte und zu hoffende Ausdehnung der erſteren auch auf andere deutſche 
Staaten, ſchon jetzt in dem Grundſatze einverſtanden und betrachten es als 
eine gegenſeitig uͤbernommene Verbindlichkeit, daß in jedem vorkommenden Aus— 
weiſungsfalle von allen zu beiden kontrahirenden Regierungen in gleichem Ver⸗ 
tragsverhaͤltniſſe ſtehenden deutſchen Bundesſtaaten. allemal derjenige zu naͤch ft 
in Anſpruch zu nehmen ſei, welchem das betreffende Individuum zuletzt als 
Unterthan angehört oder, jo viel die nach §. 2. zu beurtheilenden Falle an⸗ 
langt, in welchem daſſelbe zuletzt waͤhrend fuͤnf Jahren einen feſten Wohnſitz 
oder zehn Jahre hindurch ſeinen Aufenthalt gehabt hat. 

Demgemaͤß muß der Geltendmachung eines von dem einen Staate ge— 
gen den andern kontrahirenden Theil zu erhebenden Uebernahme-Anſpruchs 
allemal die im diplomatiſchen Wege geſchehene, aber fruchtlos gebliebene Ver- 
folgung deſſelben gegen den oder diejenigen andern deutſchen Bundesſtaaten 
vorausgegangen ſein, denen aus dem gleichen Vertragsverhaͤltniſſe eine entwe— 
der hinſichtlich des Verpflichtungsgrundes oder auch nur der Zeitfolge nach 
ſtaͤrkere Verbindlichkeit obliegen ſollte. 


N 
Ohne Zuſtimmung der Behoͤrde des zur Uebernahme verpflichteten Staa— 
tes darf dieſem kein aus dem anderen Staate ausgewieſenes Individuum zu— 
gefuͤhrt werden, es ſei denn, daß i 
a) der Ruͤckkehrende ſich im Beſitze eines von der Behörde ſeines Wohn- 
ortes ausgeſtellten Paſſes, ſeit deſſen Ablauf noch nicht ein Jahr ver⸗ 
ſtrichen iſt, befindet, oder a N 
b) daß der Ausgewieſene einem in gerader Richtung ruͤckwaͤrts liegenden 
dritten Staate zugehoͤrt, welchem er nicht wohl anders als durch das 
Gebiet des anderen kontrahirenden Staates zugefuͤhrt werden kann. 


Sollte ein Individuum, welches von dem einen kontrahirenden Staate 
dem anderen zum Weitertransport in einen ruͤckwaͤrts liegenden ST nach 
aaß⸗ 


r 


Maaßgabe des $. 7. Liti. b. uͤberwieſen worden iſt, von dem letzteren nicht 
angenommen werden, ſo kann daſſelbe in denjenigen Staat, aus welchem es 
ausgewieſen worden war, wieder zuruͤckgefuͤhrt werden. 

9 


Die Ueberweiſung der Ausgewieſenen geſchieht in der Regel mittelſt 
Transportes und Abgabe derſelben an die Polizeibehörde desjenigen Ortes, wo 
der Transport als von Seiten des ausweiſenden Staates beendigt anzuſehen 
iſt. Mit dem Ausgewieſenen werden zugleich die Beweisſtuͤcke, worauf; der 
Transport konventionsmaͤßig gegründet wird, übergeben. In ſolchen Faͤllen, 
wo keine Gefahr zu beſorgen iſt, koͤnnen einzelne Ausgewieſene auch mittelſt 
eines Paſſes, in welchem ihnen die zu befolgende Route genau vorgeſchrieben 
ft, in ihr Vaterland gewieſen werden. | 

Es ſollen nie mehr als drei Perfonen zugleich auf den Transport ges 
geben werden, es ſei denn, daß ſie zu einer und derſelben Familie gehoͤren und 
in dieſer Hinſicht nicht wohl getrennt werden koͤnnen. 


$. 10. 
Die Koſten der Ausweiſung trägt innerhalb feines Gebietes der aus— 
weiſende Staat. 
Wenn der Ausgewieſene, um ſeiner Heimat in einem dritten Staate zu⸗ 
‚geführt zu werden, durch das Gebiet des anderen kontrahirenden Theiles trans— 
portirt werden muß, ſo hat dem Letzteren der ausweiſende Staat die Haͤlfte 
der durch den Durchtransport entſtehenden Koſten zu erſtatten. i 
Muß der Ausgewieſene im Falle des $. 8. in den Staat, aus welchem 
er ausgewieſen worden war, wieder zuruͤckgebracht werden, ſo hat dieſer Staat 
ſaͤmmtliche Koſten des Ruͤcktransportes zu verguͤten. 
11 


Können die betreffenden Behörden uͤber die Verpflichtung des Staates, 
welchem die Uebernahme angeſonnen wird, ſich bei dem daruͤber ftattfindenden 
Schriftwechſel nicht einigen und iſt die Meinungsverſchiedenheit auch im diplo⸗ 
matiſchen Wege nicht zu beſeitigen geweſen, ſo wollen beide kontrahirende T eile 
den Streitfall zur ſchiedsrichterlichen Entſcheidung einer ſolchen dritten deutſchen 
Regierung fiellen, welche ſich mit beiden kontrahirenden Theilen in Vertrags⸗ 
erhaͤltniſſen wegen Uebernahme von Ausgewieſenen befindet. 

Die Wahl der um He des Schiedsſpruchs zu erſuchenden deutſchen 
Regierung bleibt demjenigen Staate überlaffen, der zur Uebernahme des Aus⸗ 
gewieſenen verpflichtet werden foll. * 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen jedesmal 
nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der anderen Regierung eine Ab- 
ſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Friſt einzuſenden. 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, wegen deren Inhalt von 
keinem Theile eine weitere Einwendung zuläffig iſt, hat derjenige Staat, in 
deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen der Differenz ſich 
befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in en Gebiete zu behalten. 

1 


Gegenwaͤrtige Uebereinkunft tritt vom 1. Februar 1851. an, und zwar 
dergeſtalt in Wirt ſamkeit, daß alle Fälle zweifelhafter Staatsangehoͤrigkeit, 
(Nr. 33483346) welche 


. 


welche bis zu dieſem Zeitpunkte zwiſchen den beiderſeitigen Behoͤrden noch nicht 
BER geworden, oder, falls dies bereits der Fall geweſen, bis eben dahin 
urch ein buͤndiges Anerkenntniß des einen oder des anderen Theils oder durch 
ſchiedsrichterliche Entſcheidung noch nicht zur definitiven Erledigung gelangt 
ſind, nach den neu vereinbarten Beſtimmungen beurtheilt werden ſollen. 

Zu Urkund deſſen iſt vorſtehende Miniſterial-Erklaͤrung ausgefertigt und 
mit dem Koͤniglichen Inſiegel verſehen worden. 

Berlin, den 31. Dezember 1850. 


Königlich Preußiſches Miniſterium der auswärtigen 
| Angelegenheiten. 
(L. S.) v. Manteuffel. 


Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende 
Erklärung des Königlich Saͤchſiſchen Miniſteriums vom 31. Dezember v. J. 
ausgewechſelt worden, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 18. Januar 1851. 

Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Manteuffel. 


(Nr. 3346.) Bekanntmachung über die unterm 23. Dezember 1850. erfolgte Beſtaͤtigung 
der Statuten der Templin-Zehdenicker Chauſſeebau-Geſellſchaft. Vom 
8. Januar 1851. a 


Das Königs Majeſtaͤt haben die unterm 16, Auguſt 1850. vollzogenen Sta- 
tuten der für den Bau einer Chauſſee von der Ruppiner Kreisgrenze bei Ba⸗ 
dingen über Zehdenick und Templin bis zur Berlin- Prenzlauer Chauſſee unter 
dem Namen „Templin-Zehdenicker Chauſſeebau⸗Geſellſchaft“ uſammengetretenen 
Aktien⸗Geſellſchaft mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 23. ezember 1850. zu 
beftätigen geruht, was nach Vorſchrift des $. 3. des Geſetzes uͤber Aktien— 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht 
wird, daß die Statuten durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung in 
Potsdam zur oͤffentlichen Kenntniß gelangen werden. 
Berlin, den 8. Januar 1851. x 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
v. d. Heydt. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


